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Neue Rahmenbedingungen 
Versorgungssicherheit 

Die Ukraine- und Russland-Krise hat 
schlagartig daran erinnert, dass wir fast 
vollständig von Gas- und Ölimporten 
abhängig und politisch nicht in der 
Lage sind, diese Versorgung zu sichern. 
Die deutsche Energiepolitik hat diese 
Abhängigkeit über Jahrzehnte hinweg 
akzeptiert, ja sogar bewusst herbeige-
führt. Das geschah zunächst mit guten 
außen- und umweltpolitischen Grün-
den, aber im Laufe der Zeit wurden Fra-
gen der Energieversorgungssicherheit 
immer stärker an die deutschen Gas-
konzerne delegiert und dort kurzfristi-
gen Profitinteressen untergeordnet. So 
konnte es geschehen, dass im Fall von 
Russland der energiepolitische Grund-

/// Neue Instrumente für neue Rahmenbedingungen 

satz der Diversifizierung von Import-
quellen außer Kraft gesetzt wurde:  
38 % der deutschen Gasimporte und 
34 % der Ölimporte kamen 2013 von 
dort. Diese Abhängigkeit wird sich eher 
noch vergrößern, denn die EU ist die 
einzige Wirtschaftsmacht, in der die 
heimische Gas- und Ölförderung rasant 
zurückgeht.

OPTIONEN DER DEUTSCHEN 
GASPOLITIK

STEFFEN BUKOLD /// Noch vor wenigen Jahren galt Erdgas als ideale und sichere 
Brückentechnologie für die kommenden Jahrzehnte. Es sollte die umweltschädliche 
Kohle verdrängen, Wind- und Solarstrom flexibel ergänzen und sich nach erfolgreicher 
Energiewende weitgehend aus dem Markt verabschieden. Aber wie so häufig in der 
deutschen Energiepolitik wurden internationale Aspekte ausgeklammert, und so stellt 
sich die Lage heute anders als erwartet dar.

Die deutsche Energiepolitik hat 
bewusst auf Import und damit 
ABHÄNGIGKEIT gesetzt.
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Gaspreise 
Die internationalen Gaspreise sind 
ebenso wie die Steinkohlenpreise auf 
dem niedrigsten Stand seit vier Jahren. 
Das verringert die Attraktivität neuer 
energiepolitischer Ansätze und steht im 
Widerspruch zu fast allen bisherigen 
Preisszenarien.

Nicht nur die absoluten Gaspreise 
haben sich unerwartet entwickelt. Auch 
die relativen Preisunterschiede zwischen 
den großen Wirtschaftsregionen verän-
derten sich drastisch: Erdgas kostet in 
den USA nur halb so viel wie in Westeu-
ropa. In Fernost (Liquefied Natural Gas 
(LNG)-Importe) lagen die Gaspreise 
lange Zeit etwa 50 % höher als in der 

EU, aber aktuell schrumpft der Preisab-
stand auf zeitweise nur noch 10 bis 20 %.

Die Öl-Gas-Preisschere
Während v. a. in den USA Gas immer 
billiger wurde, blieb Öl in den letzten 
Jahren hartnäckig teuer. Diese Preisdif-
ferenz hat erhebliche negative Folgen für 
die deutsche Chemiebranche und darü-
ber hinaus. In Europa werden viele che-
mische Produkte traditionell aus Naph-
tha, einem Bestandteil von Rohöl, her-
gestellt. Das Cracken (Aufbrechen) von 
Naphtha erzeugt einen breiten Mix von 
Chemikalien, an den sich die nachgela-
gerten Branchen produktionstechnisch 
angepasst haben. In den USA dominiert 

Abbildung 1: Entwicklung der internationalen Gaspreise 2000-2014
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in der Petrochemie jedoch der Einsatz 
von Ethan, das im Erdgas enthalten ist. 
Ethan-Cracker stellen insbesondere 
Ethylen, die wichtigste Basischemikalie 
der Welt, zu unschlagbar niedrigen Kos-
ten zur Verfügung.

Derzeit ist Ethylen, das aus europäi-
schem Naphtha (erdölbasiert) hergestellt 
wird, etwa drei Mal so teuer wie Ethylen 
aus amerikanischem Ethan (erdgasba-
siert). Die Schließung der Naphtha-Cra-
cker in Europa, die auf den Exportmärk-
ten kaum noch Chancen haben, wäre für 
sich genommen industriepolitisch ver-
kraftbar, aber damit werden Rohstoff- 
und Wertschöpfungsketten gefährdet, 
die weit darüber hinausgehen. Da die 
Spezialchemie an vielen Standorten ein 
wichtiges Element in regionalen For-
schungs- und Produktionsclustern ist, 
wären auch andere Branchen von der 
Krise betroffen wie etwa die Fahrzeug-
technologie. Somit stellen die fallenden 
Erdgaspreise, und zusätzlich die beson-
ders in den USA niedrigen Gaspreise, für 
Deutschland ein industriepolitisches Ri-
siko dar, das näher beleuchtet werden 
sollte. Das gilt darüber hinaus für den 
gesamten europäischen Downstream-
Bereich, denn das „Raffineriesterben“, 
das erst jetzt in Brüssel und Berlin regis-
triert wird, hat durchaus ähnliche indus-
triepolitische Konsequenzen.

Welche Rolle spielt Erdgas im 
Energiemix?

Aus der „Brücke“ Erdgas wird allmäh-
lich „Festland“: Ein enormer Auf-
schwung der Schiefergasförderung in 

den USA verstärkt den Eindruck, dass 
Gas, anders als Öl, kein knapper Ener-
gieträger ist. Kohle und Photovoltaik ver-
drängen unterdessen Gas aus dem deut-
schen Strommarkt, also ausgerechnet 
aus dem Sektor, in dem Gas eine zentrale 
Rolle bei der Energiewende spielen sollte. 
Neue Gaskraftwerke gelten mittlerweile 
aufgrund der geringen Laufzeiten und 
der ungeklärten strompolitischen Rah-
menbedingungen als Risikoinvestment. 
Die energiepolitische Rolle von Erdgas 
ist dadurch völlig unklar geworden.

Die gaspolitische Diskussion –  
Optionen und ihre Bewertung

Auch wenn es bislang zu keinen Liefer-
störungen in Deutschland gekommen 
ist, hat der Ukraine-Russland-Konflikt 
die gaspolitische Diskussion stark be-
lebt: Wie kann man kurzfristig und 
langfristig reagieren, um die noch laten-
ten, aber vielleicht schon bald manifes-
ten Versorgungsrisiken zu entschärfen?

Die nachfolgende Tabelle präsentiert 
eine Übersicht der Optionen für das 
Krisenmanagement bei Lieferstörungen 
sowie für angebotspolitische und nach-
fragepolitische Maßnahmen.

Krisenmanagement
Die permanente Verbesserung und An-
passung von Notfallplänen ist zweifellos 
sinnvoll und wird auch angegangen.

Mittelfristig noch wichtiger ist die 
schrittweise infrastrukturelle Integrati-

Die Öl-Gas-Preisschere hat NEGATIVE 
Folgen für die deutsche Industrie.

Der Ukraine-Russland-Konflikt birgt 
VERSORGUNGSRISIKEN.
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on des europäischen Gasnetzes. Sie 
wird bislang durch nationale Monopole 
und Oligopole extrem verzögert. Ohne 
eine Einigung auf EU-Gipfelebene wird 
es hier nicht vorangehen. Erst eine bes-
sere Netzintegration durch zusätzliche / 
größere Pipelines sowie leistungsstärke-
re Kompressoren (auch zur Umkehrung 
der Fließrichtung) ermöglicht eine um-
fassende Solidarität zwischen den EU-
Mitgliedstaaten, v. a. für die ost- und 
südosteuropäischen EU-Mitgliedstaa-
ten, die weniger gut aus Norwegen, Nie-
derlande oder über LNG-Terminals aus 
Übersee versorgt werden können.

Etwas komplizierter ist die Bewer-
tung neuer Gasspeicher. Die Kosten wä-

ren enorm und ausgerechnet für die fi-
nanzstarken EU-Staaten unattraktiv, da 
z. B. Deutschland oder die Benelux-
Staaten bereits gut versorgt sind, wäh-
rend Erdgas in Schweden, Dänemark 
oder Finnland fast keine Rolle spielt. 
Statt Speicher neu zu bauen, wäre es 
wohl sinnvoller, den Betrieb stärker 
staatlich zu regulieren und nicht, wie 
derzeit geplant, ausgerechnet an Gaz-
prom zu verkaufen.

Eine einfachere und billigere Alter-
native zu Gasspeichern wäre der Kauf 
von Optionen für LNG-Lieferungen 
(LNG = tiefgekühltes Flüssiggas auf 
Tankern). Sie könnten im Krisenfall bei 
LNG-Exporteuren wie Qatar oder (ab 
2016) den USA eingelöst werden und 
so kurzfristig und relativ unkompli-
ziert die Versorgungslage in Europa 
verbessern.

Angebotspolitik
Im Prinzip kann Erdgas in fast allen An-
wendungsbereichen durch andere Ener-
gierohstoffe ersetzt werden. Das ist al-
lerdings nur im Strombereich kurzfristig 

Abbildung 2: 
Gaspolitische 
Optionen
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Eine ALTERNATIVE zu Gasspeichern 
ist der Kauf von Optionen für LNG-
Lieferungen.
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machbar. Außerdem ergeben sich da-
durch Zielkonflikte durch höhere Um-
welt- und Klimabelastungen, höhere 
Kosten oder Importrisiken, wie die fol-
gende Übersicht zeigt.

Bei aller Brisanz der Ukraine-Russ-
land-Krise gilt daher: Die aktuelle Dis-
kussion sollte die Erdgaspolitik nicht 
überfrachten. Das größere Problem ist 
und bleibt das Erdöl. Hier zeichnen sich 
mittelfristig Verknappungen und damit 
dauerhafte Knappheitspreise ab. Ange-
sichts der geringen globalen Reserveför-
derkapazitäten von 2 bis 3 % der Welt-
nachfrage könnte jede zusätzliche Krise 
die seit 2011 stabilen, wenn auch hohen 
Ölpreise wieder auf ihren steilen Auf-
wärtspfad zurückführen. Und anders 
als bei Erdgas stehen bei einer Lieferstö-
rung für Benzin, Kerosin oder Diesel 
keine befriedigenden Substitute bereit. 
Lediglich die verstärkte Gebäudedäm-
mung, die allerdings schon in den Be-
reich Nachfragepolitik fällt (siehe nach-
folgend), sowie der verstärkte Einsatz 
erneuerbarer Energien in Verbindung 
mit besserer Netzintegration und 

Stromspeichern bieten sich hier als 
langfristige, dafür aber nachhaltige Lö-
sungen an.

Höhere Gasimporte der EU via Pipe-
line sind nur in sehr begrenztem Um-
fang möglich. Norwegen, Großbritanni-
en und Algerien können keine zusätzli-

chen Mengen liefern. Es bleiben nur die 
Niederlande, die derzeit aus rechtlichen 
Gründen die Förderung im Groningen-
Feld, dem größten Gasfeld Europas, be-
schränken, da es wiederholt zu förder-
bedingten Erdbeben gekommen ist. Die 
zusätzlichen Mengen aus den Nieder-
landen, die zudem eine geringere Quali-
tät als russisches Gas haben, würden 
jedoch nicht einmal ansatzweise ausrei-
chen, um einen Ausfall russischer Gas-
importe auszugleichen (ca. 20 billion 
cubic metres (bcm) von 120 bcm). 

Höhere LNG-Importe können 
Versorgungslücken schließen, sind 
aber TEUER.

Abbildung 3: 
Erdgassubstitute 
nach Sektoren

Q
ue

lle
: E

ne
rg

yC
om

m
en

t



46	 POLITISCHE STUDIEN // 457

IM FOKUS

Höhere LNG-Importe sind im Kri-
senfall zweifellos ein probates Mittel, 
um Versorgungslücken zu schließen. Sie 
sollten im Zusammenhang mit der euro-
päischen Integration des Gaspipe-
linenetzes gesehen werden, da v. a. Ost- 
und Südosteuropa von russischen Lie-
ferausfällen betroffen wären, die meis-
ten LNG-Terminals jedoch in Süd- und 
Westeuropa liegen.

Zusätzliche LNG-Importe, die nicht 
schon vorab durch Kaufoptionen im 
Markt abgesichert wurden, können je-
doch sehr teuer werden, denn über 90 % 
der Mengen sind durch langfristige Lie-
ferverpflichtungen blockiert. Erst die 

neuen amerikanischen LNG-Terminals 
werden ab 2016 die kurzfristig verfüg-
baren Mengen spürbar erweitern. Wäh-
rend in entspannten Marktsituationen 
um die 11 $/MMBtu zu zahlen sind, 
was nur etwa 10 % über den aktuellen 
deutschen Pipeline-Importkosten liegt, 
klettern die Preise für LNG rasch Rich-
tung 20 $/MMBtu, wenn der Markt eng 
wird. Hier wäre also zu überlegen, wie 
schon zuvor angesprochen, ob das öf-
fentliche Gut der Versorgungssicherheit 
die staatliche Finanzierung von LNG-
Kaufoptionen rechtfertigt.

Der Bau zusätzlicher LNG-Import-
terminals erübrigt sich weitgehend, da 

Geht uns bald die Energie aus? Die EU hat 
sich bei Öl und Gas beinahe zu 100 % im-
portabhängig gemacht, nicht zuletzt auch, 
weil die Politik lange Zeit die Energiever-
sorgungssicherheit den Konzernen und 
deren Interessen überlassen hat.
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das bestehende europäische Terminal-
netz nur zu etwa 25 % ausgelastet ist. 
Neue Terminals sind lediglich in den 
Peripherien (Baltische Staaten, Südost-
europa) eine sinnvolle Option, solange 
die Netzintegration unzureichend ist.

Die forcierte Erschließung von 
Schiefergas stellt hingegen keine sinn-
volle energiepolitische Option dar. Die 
beträchtlichen Risiken für Wasser und 
Luft sowie die Erdbebenrisiken sind be-
reits vielfach beschrieben worden. Un-
terschätzt werden noch immer die Aus-
wirkungen des enormen Schwerlastver-
kehrs, der für die Ver- und Entsorgung 
mehrerer Tausend Bohr- und Förderstel-
len notwendig ist. Die Straßenschäden, 
Unfallrisiken, Staus und der Wertver-
lust nahegelegener Immobilien dürften 
sich auf Beträge summieren, die in kei-
nem Verhältnis zu den eher begrenzten 
Schiefergasfördermengen stehen.

Die staatliche BGR schätzt, dass es 
in Deutschland etwa 13.000 bcm Schie-
fergas gibt, wovon 10 % technisch för-
derbar sind, also ungeachtet der Kosten. 
Überträgt man großzügig Erfahrungen 
aus den USA, sind davon nur etwa 20 % 
ökonomisch förderwürdig, also etwa 
250 bcm. Zieht man geschützte Regio-
nen ab (Trinkwasser u. a.) bleiben um 
die 200 bcm. Realistischerweise muss 
mit mannigfachem lokalen Widerstand 
gerechnet werden, so dass die tatsäch-
lich verfügbare Fördermenge wohl deut-
lich unter 200 bcm bleiben dürfte. We-

gen des hohen Aufwandes und der be-
grenzten technischen Ressourcen der 
hiesigen Gasbranche (Zahl der Bohran-
lagen, Personal etc.) wird es mindestens 
20 Jahre dauern, diese Mengen sukzes-
sive anzubohren und zu fördern. 

Denkbar wäre also eine maximale 
Schiefergasmenge von bis zu 10 bcm 
Erdgas pro Jahr, was bis zu 11 % des 
deutschen Gasbedarfs decken könnte. 
Tatsächlich würden lokaler Widerstand 
und rechtliche Auseinandersetzungen 
wohl nur 5 bis 6 % ermöglichen. Und 
nach 20 Jahren wäre die Importabhän-
gigkeit wieder genauso groß wie zuvor, 
da bis dahin die Schiefergasressourcen 
verbraucht wären.

Nachfragepolitik 
Erdgas ist in Deutschlands Primärener-
giemix nach Öl und Kohle der drittgröß-
te Energieträger. Der Verbrauch stieg bis 
in die 90er-Jahre hinein steil an und sta-
gniert seither. Gas wird vor allem in pri-
vaten Haushalten (Raumwärme) und in 
der Industrie (Prozesswärme, stoffliche 
Verwendung) eingesetzt. Der Verbrauch 
in Gaskraftwerken ist demgegenüber re-
lativ gering. Die Anteile der wichtigsten 
Sektoren schwanken Jahr für Jahr je 
nach Witterung und Konjunktur. Im 
Schnitt der letzten Jahre wurde Erdgas 
fast ausschließlich in drei Sektoren ver-
braucht, nämlich 50 % für Raumwärme 
bzw. Warmwasser in Wohnungen oder 
gewerblich genutzten Räumen, 35 % be-
nötigt die Industrie als Prozesswärme 
oder stofflich (Petrochemie) und 10 bis 
15 % für Gaskraftwerke (Strom).

Auf der Nachfrageseite kann die In-
dustrie- und Stromseite im Krisenfall 
kurz- und langfristig ihren Gasbedarf 
reduzieren, indem sie auf Substitute aus-
weicht. Aber das Potenzial ist hier ge-
ring, solange man nicht massiv in den 

Eine verstärkte Erschließung von 
Schiefergas ist KEINE Option.
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betrieblichen Ablauf eingreifen will. Der 
Erdgasverbrauch der Kraftwerke ist im 
Moment ohnehin auf einem langjähri-
gen Tiefpunkt.

Längerfristig bietet sich auf der 
Nachfrageseite der Gaspolitik deshalb 
vor allem eine Beschleunigung bei Ge-
bäudesanierungen und eine höhere Neu-
bauquote an. Über 49 % der Wohnun-
gen in Deutschland werden mit einer 
Gasheizung gewärmt, weitere 13 % mit 
Fernwärme, die zum Teil durch Erdgas 
produziert wird. Heizöl versorgt 29 % 
der Wohnungen. Jedes moderne Gebäu-
de verringert die Importe von Gas und 
Öl verlässlich über 100 Jahre. Moderni-
sierung und Neubau stellen insofern eine 
defensive, aber äußerst wirksame und 

nachhaltige Maßnahme für eine Ent-
schärfung der Importabhängigkeit dar.

Fazit
Die aktuellen Vorschläge zur Sicherung 
der deutschen Gasversorgung haben ei-
nes gemeinsam: Sie kommen zu spät. 
Über Jahrzehnte hinweg war die deutsche 
Energiepolitik zu sehr als Nabelschau 
konzipiert, während internationale As-
pekte vernachlässigt oder der Beurteilung 
durch die großen deutschen Gas- und 
Stromkonzerne bzw. durch die internati-
onalen Ölkonzerne überlassen wurde.

Die Importabhängigkeit der EU bei 
Öl und Gas bewegt sich Richtung 100 %. 
Das sollte als energiepolitisches Problem 
begriffen werden, dessen Lösung nicht 

Abbildung 4: Primärenergieverbrauch in Deutschland 1990-2013
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allein den Märkten und Unternehmen 
überlassen werden kann. Die gaspoliti-
sche Diskussion konzentriert sich zudem 
zu einseitig auf die Angebotsseite, obwohl 
die Probleme fossiler Importabhängigkeit 
dadurch oftmals nur umgeschichtet wer-
den. Auch LNG-Importe sind technisch 
und politisch nicht ohne Risiken (vgl. Al-
gerien, Qatar, Nigeria, Angola). 

Lohnender erscheint hingegen ein 
kombinierter Ansatz, der 
•	� langfristig den Erdgasbedarf nach-

haltig reduziert, sei es durch die Mo-
dernisierung von Gebäuden (Raum-
wärme) oder durch den Einsatz er-
neuerbarer Energien; 

•	� mittelfristig das europäische Pipe-
line- und Terminalnetz besser integ-
riert und 

•	� kurzfristig über den Kauf von Lie-
feroptionen für LNG-Ladungen Ver-
sorgungslücken abdeckt. 

Darüber hinaus sollte eine Debatte 
über die zukünftige Rolle von Erdgas im 
deutschen Energiemix stattfinden. Die 
mittelfristigen Preistrends bei Gas und 
Kohle arbeiten nicht mehr zugunsten 
der Attraktivität erneuerbarer Energien. 
Auch die These einer absehbaren Ver-
knappung fossiler Energierohstoffe gilt 
nur für Erdöl, nicht aber für Erdgas oder 
gar Kohle. Es wird also vor 2050 keinen 
quasi automatischen, marktgesteuerten 
Übergang in eine postfossile Energiever-
sorgung geben. 

Die enorme Preisschere zwischen Öl 
und Gas wird voraussichtlich über lange 
Zeit Bestand haben, vermutlich sogar 

anwachsen. Das sollte Konsequenzen 
für die Industriepolitik (Naphtha-Che-
mie), die Wärmepolitik (Abbau alter Öl-
heizungen) und die Verkehrspolitik 
(bzw. die Kraftstoffpolitik) haben. Es ist 
zu riskant, die gesamte Wirtschaft und 
Gesellschaft von einem Energieträger 
abhängig zu machen, dessen Versor-
gung geologisch und politisch nicht 
langfristig gesichert werden kann.

Die aktuelle Ukraine-Russland-Kri-
se sowie die Krisenherde im Irak, in Li-
byen u. v. m. zeigen deutlich, dass Ener-
gieeffizienz und erneuerbare Energien 
auch eine Sicherheitsdividende mit sich 
bringen. Das Projekt der Energiewende 
sollte also nicht nur nach klimapoliti-
schen und volkswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten bewertet werden. Der 
Nutzen reicht weit darüber hinaus.  ///
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Gebäudesanierung und Neubauten 
VERRINGERN nachhaltig den Energie-
verbrauch.

Wirtschaft und Gesellschaft dürfen 
sich nicht von einem UNSICHEREN 
Energieträger abhängig machen.


